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Rechnungshof: Zu wenig
Ausgaben für Klimaschutz

Luxemburg – Die EU gibt laut EU-
Rechnungshof weniger als ange-
kündigt für Klimaschutz aus. Der
dafür vorgesehene Anteil am EU-
Haushalt lag in den Jahren 2014
bis 2016 nicht wie geplant bei 20,
sondern bei rund 17,6 Prozent.
Das bis 2020 gesetzte EU-Ziel wer-
de verfehlt, wenn nicht ambitio-
nierter vorgegangen wird. Im
Kampf gegen die Erderwärmung
hatte sich die EU vorgenommen,
zwischen 2014 und 2020 ein Fünf-
tel des Haushalts dem Klima-
schutz zu widmen. (APA)

Präsident von Bolivien
sucht neue Wasserquellen

La Paz – Im Kampf gegen die
schlimmste Trockenheit seit mehr
als 25 Jahren sucht Boliviens Prä-
sident Evo Morales neue Quellen,
um den Wassermangel in der Me-
tropole La Paz zu beheben. La Paz,
auf 3600 Meter Höhe gelegen, lei-
det seit 15 Tagen unter einer
Unterbrechung der Wasserversor-
gung, viele Viertel haben kein
Wasser oder sind nur stundenwei-
se versorgt. In dem Andenstaat
regnet es seit Monaten viel weni-
ger als üblich. (APA)

Wärmebildkameras gegen
Wilderer in Kenia

Nairobi – Zur Bekämpfung von
Wilderern sind in dem keniani-
schen Nationalpark Masai Mara
erstmals Wärmebildkameras im
Einsatz. Damit können Ranger in
der Nacht weitläufige Gebiete
kontrollieren und mögliche Wil-
derer erkennen. Seit Beginn des
Testbetriebs im März seien bereits
mehr als zwei Dutzend Wilderer
festgenommen worden. Finan-
ziert wird das WWF-Projekt mit
einer Google-Spende von 4,70
Mio. Euro. (APA)

KURZ GEMELDET

Verwaltungsreform: Umweltanwälte fürchten um ihre Befugnisse
Minister Rupprechter will Parteienrechte bei Umweltverträglichkeitsprüfungen per Gesetzesentwurf beschneiden

Steffen Arora

Innsbruck/Wien – Umweltminister
Andrä Rupprechter (ÖVP) will
mit einer Reform der Umweltver-
träglichkeitsprüfungen (UVP) die
Rechte der Parteien in dem Prüf-
verfahren stark beschneiden. Be-
troffen sind in erster Linie die Lan-
desumweltanwälte (LAWs), die
Gemeinden sowie Umweltschutz-
organisationen. Vergangene Wo-
che lief die Begutachtungsfrist für
die Gesetzesnovelle aus, die offi-
ziell zurVerwaltungsreformzählt.

In ihrer Stellungnahme spre-
chendieLAWsallerneunBundes-
länder von „augenscheinlichen
Mängeln“ des Reformgesetzes. Sie
lehnen die geplanten Neuerungen
praktisch gänzlich ab, wie Tirols
LAW Johannes Kostenzer sagt: „Es
geht vor allem um zwei Maßnah-
men, die unsere Befugnisse deut-
lich einschränken würden.“

Zum einen sollen die LAWs erst
sehr spät in der UVP eine Stel-
lungnahme abgeben dürfen und
nicht mehr wie bisher schon von
Beginnan insVerfahren involviert

sein. „Das wird zu Verzögerungen
bei Projekten führen“, warnt Kos-
tenzer.

Zum anderen sollen die LAWs
nur mehr zu umweltbezogenen
Aspekten Stellung nehmen dür-
fen. „Wir vertreten das Interesse
der Bevölkerung an intakter Na-
tur. Dazu müssen wir auch die
Möglichkeit haben, zu hinterfra-
gen, ob ein Projekt wirtschaftlich

Sinn macht“, sagt Kostenzer. Dass
nur Landwirtschafts- und Wirt-
schaftskammer als externe Vertre-
ter in der Reformkommission zu-
gelassen waren, sorgt zudem für
Verwunderung.

Auch seitens des Gemeinde-
bundes wird harsche Kritik anden
Reformvorschlägen von Umwelt-
minister Rupprechter laut: „Man
will uns die Parteienrechte ab-

erkennen.“ Das sei nicht akzepta-
bel, da auch die Gemeinden Mit-
spracherecht bei Entscheidungen
einfordern, „die uns unmittelbar
betreffen“. Die Beschneidung der
Parteienstellung sowie die Ab-
schaffung der Stellungnahme-
möglichkeit werden daher „strikt
abgelehnt“.

„Weniger Bürokratie“
Aus dem Ministerium Rup-

prechters heißt es, dass man mit
dem Entwurf im Rahmen der Ver-
waltungsreform dem „Wunsch
der Bevölkerung nach weniger
Bürokratie“ Rechnung trage. Auf
einzelne Stellungnahmen zum
Gesetzestext wolle man jedoch
nicht eingehen, weil die Begut-
achtungsfrist erst am Freitag abge-
laufen war.

Das Ministerium selbst wollte
den LAWs, Gemeinden und NGOs
nur eine Begutachtungsfrist von
sieben Tagen einräumen, um auf
den Gesetzesentwurf zu reagie-
ren. Nach Protesten der Betroffe-
nen wurde die Frist auf vier Wo-
chen verlängert.

Öffentliche und private Projekte müssen in Österreich eine UVP
bestehen – Skigebiete ebenso wie Infrastrukturausweitungen.
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Kreuzfahrtschiffe verschmutzen die Meere. Dabei gelten in Europa unterschiedliche Standards: Das Mittelmeer wird etwa stärker belastet.
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Kreuzfahrtschiffe sind umweltschädlich, besonders
im Mittelmeer. Die Verantwortung dafür tragen vor

allem die Reeder: Diese fahren wegen der laxeren
Umweltauflagen gerne unter mediterraner Flagge. Die
Branche ist seit 2008 um fast 50 Prozent gewachsen.

tet sie an einer Studie zur Mes-
sung der Luftwerte in Hafennähe.

Und ab 2017 will sie das euro-
päische Programm „Clean Port“ an
einer ersten Fähre testen: Schiffs-
motorenwerdendannmit Flüssig-
gas betrieben, vorerst nur im Ha-
fen. Oder Cold Ironing: Die Schif-
fe sollen im Hafen mit Strom ver-
sorgt werden. Palma möchte 2019
eine erste elektrische Zapfsäule
anbieten.

Laxe Umweltauflagen
Auf See gelten derweil noch

andere Regeln. Viele Kreuz-
fahrtschiffe tragen mit billigem,
schädlichem Treibstoff zur Ver-
sauerung der Meere bei. Der
Naturschutzbund Deutschland
kritisiert das seit Jahren. Be-
sonders das Mittelmeer wird be-
lastet. Schiffe dürfen dort immer
noch Benzin benutzen, das bis zu
3,5 Prozent Schwefel enthält –
das entspricht dem Dreieinhalb-
tausendfachen des Werts bei
einem Lkw-Diesel.

Über der Nord- und Ostsee ist
die Luft dagegen besser. Die An-
rainerstaaten haben ihre Gewäs-
ser bei der internationalen Welt-
schifffahrtsorganisation zur soge-
nannten Umweltzone auf See de-

Die Dreckschleudern des Mittelmeers

Brigitte Kramer aus Palma

Seeluft schnuppern, den Horizont
im Blick, das Gefühl von Freiheit:
Mehr als sechs Millionen Europä-
er, 113.000 davon Österreicher,
haben dies 2015 an Bord eines
Kreuzfahrtschiffes genossen. Die
Branche ist seit 2008 um fast 50
Prozent gewachsen. Eines der be-
liebtesten Reiseziele ist neben den
norwegischen Fjorden das Mittel-
meer. Die Häfen von Barcelona,
Rom und Palma de Mallorca wer-
den am häufigsten angefahren.

520 Kreuzfahrtschiffe legen die-
ses Jahr allein in Palma an. Wer
sich dem Hafen an der Alten Mole
nähert, erkennt, was für ein
durchgetakteter Massenbetrieb
Kreuzfahrten sind. Hier herrscht
Trubel. Busse kommen und fah-
renwieder,Menschen steigenaus,
bilden Trauben. Rund 30 Busse
bringen heute die 1400 Passagiere
eines deutschen Schiffes von der

Mole an die Uferpromenade. Von
dort geht’s dann zum Stadtrund-
gang. Das Schiff ist vergleichswei-
se klein, die meisten Kreuzfahrer
nehmen zwischen 2000 und 3000
Passagiere an Bord.

Manchmal liegen in Palma sie-
ben Schiffe gleichzeitig. Das sind
dann mehr als 20.000 Menschen,
die in Bussen vom Schiff zur Ufer-
promenade gefahren werden und
danach gleichzeitig durch die
Stadt ziehen. Und während Fami-
lien und Paare die gotische Ka-
thedrale oder das einstige Juden-
viertel besichtigen, wartet das
Schiff im Hafen. Mit laufenden
Motoren, stundenlang.

Das stellt eine enorme Belas-
tung für die Luft dar. Der dunkle
Rauch enthält Schwefel, Schwer-
metalle und Kohlenwasserstoffe.
Er zieht über den Hafen und die
Stadt. Die Hafenbehörde will das
nun ändern. In Zusammenarbeit
mit der Balearenuniversität arbei-

klariert. Seitdem darf Schiffstreib-
stoff dort nur noch 0,1 Prozent
Schwefel enthalten.

Wer durchs Mittelmeer kreuzt,
belastet die Umwelt also stärker
als etwa bei einer Fahrt durch die
norwegischen Fjorde. Daran wird
sich wohl so schnell nichts än-
dern. Mittelmeerländer setzen
sich inderWeltschifffahrtsorgani-
sation nicht für schärfere Umwelt-
auflagen ein. Und Reeder nutzen
deren günstige Bedingungen und
laxe Umweltauflagen.

In Palma ist die Luftverschmut-
zung greifbar. Ein Skipper im
Sporthafen erzählt, dass immer,
wenn die Kreuzfahrtschiffe kom-
men, dunkle Pünktchen auf seiner
Segelyacht kleben, die manchmal
sogar noch heiß sind. „Im Sommer
ist das ein Dauerzustand“, erzählt
er, „da helfen nur Scheuerwolle
und Fettlöser.“ Auch der Haus-
meister einer exklusiven Apart-
mentanlage an Palmas Paseo Marí-
timo hat Erfahrung mit dem dunk-
len Rauch der Kreuzfahrtschiffe.
Wenn er den Pool saubermacht
und mit der Hand Blätter aus den
Ecken fischt, ist diese nachher
schwarz. „Das ist kein Sand oder
Erde“, sagt er, „das ist irgendwas,
was in der Luft schwebt.“

Kopenhagen/Wien – Trotz erhebli-
cher Emissionsreduktionen sind
immer noch zu viele Menschen in
der EU gesundheitsgefährdendem
Feinstaub ausgesetzt. Zu diesem
Ergebnis kommt die Europäische
Umweltagentur in ihrem jährli-
chen Bericht zur Luftqualität.

Im Jahr 2014 mussten demnach
85 Prozent der städtischen Bevöl-
kerung eine Feinstaubbelastung
hinnehmen, die den Erkenntnis-
sen der Weltgesundheitsorganisa-
tion zufolge schädlich ist. Gemes-
sen an den EU-Grenzwerten, die
höher liegen, waren bis zu 17 Pro-
zent der Stadtbewohner zu hohen
Konzentrationen ausgesetzt. Die
Umweltagentur schätzt, dass im
Jahr 2013 rund 467.000 Menschen
in 41 Ländern Europas aufgrund
vonFeinstaubbelastung frühzeitig
gestorben sind. In Österreich kam
es zu6960vorzeitigenTodesfällen
durch den gesundheitsgefährden-
den PM-2,5-Feinstaub.

Das EU-Parlament will die Vor-
gaben für Höchstmengen beim
Ausstoß von Schadstoffen ver-
schärfen. (APA)

Bericht: Jährlich
hunderttausende Tote

durch Feinstaub
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